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Besondere Rechtswirkungen 
 

§ 4. (1) Eine sichere elektronische Signatur erfüllt das rechtliche Erfordernis einer eigenhändigen 
Unterschrift, insbesondere der Schriftlichkeit im Sinne des § 886 ABGB, sofern durch Gesetz oder 
Parteienvereinbarung nicht anderes bestimmt ist. 

(2) Eine sichere elektronische Signatur entfaltet in folgenden Fällen nicht die Rechtswirkungen der 
Schriftlichkeit im Sinne des § 886 ABGB: 

 1. Bei Rechtsgeschäften des Familien- und Erbrechts, die an die Schriftform oder ein strengeres 
Formerfordernis gebunden sind, es sei denn, die über das Rechtsgeschäft errichtete Urkunde enthält die 
Erklärung eines Rechtsanwalts oder eines Notars, dass er den Signator über die Rechtsfolgen seiner 
Signatur aufgeklärt hat; letztwillige Anordnungen können in elektronischer Form jedoch nicht wirksam 
errichtet werden. 

 2. Bei anderen Willenserklärungen oder Rechtsgeschäften, die zu ihrer Wirksamkeit an die Form einer 
öffentlichen Beglaubigung, einer gerichtlichen oder notariellen Beurkundung oder eines Notariatsakts 
gebunden sind, soweit die öffentliche Beglaubigung, die gerichtliche oder notarielle Beurkundung oder 
der Notariatsakt in elektronischer Form nicht wirksam zustande kommt. 

 3. Bei Willenserklärungen, Rechtsgeschäften oder Eingaben, die zu ihrer Eintragung in das Grundbuch, 
das Firmenbuch oder ein anderes öffentliches Register einer öffentlichen Beglaubigung, einer 
gerichtlichen oder notariellen Beurkundung oder eines Notariatsakts bedürfen, soweit die öffentliche 
Beglaubigung, die gerichtliche oder notarielle Beurkundung oder der Notariatsakt in elektronischer 
Form nicht wirksam zustande kommt. 

 4. Bei einer Bürgschaftserklärung (§ 1346 Abs. 2 ABGB), die von Personen außerhalb ihrer gewerblichen, 
geschäftlichen oder beruflichen Tätigkeit abgegeben wird, es sei denn, diese enthält die Erklärung eines 
Rechtsanwalts oder eines Notars, dass er den Bürgen über die Rechtsfolgen seiner 
Verpflichtungserklärung aufgeklärt hat. 

(3) Die Bestimmung des § 294 ZPO über die Vermutung der Echtheit des Inhalts einer unterschriebenen 
Privaturkunde ist auf elektronische Dokumente, die mit einer sicheren elektronischen Signatur versehen sind, 
anzuwenden. 

(4) Die Rechtswirkungen der Abs. 1 und 3 treten nicht ein, wenn nachgewiesen wird, daß die 
Sicherheitsanforderungen dieses Bundesgesetzes und der auf seiner Grundlage ergangenen Verordnungen nicht 
eingehalten oder die zur Einhaltung dieser Sicherheitsanforderungen getroffenen Vorkehrungen kompromittiert 
wurden. 


